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DGB-Bundesvorstand, Abteilung Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik    20.12.2023 

 

Konjunktur 2024: Kürzungen würgen Wachstum ab 
 
Das Jahr 2024 steht vor der Tür und die wirtschaft-
lichen Aussichten sind nicht gut. Der ifo-Ge-

schäftsklimaindex, der die aktuelle Stimmung 

und den Blick auf die Geschäftserwartungen der 
Unternehmen misst, hat sich verschlechtert. Wirt-

schaftsforschungsinstitute korrigieren ihre Kon-

junktur-Prognosen nach unten. 

Anfang der Woche hat das Institut für Makroöko-

nomie und Konjunkturforschung (IMK) in der 

Hans-Böckler-Stiftung seinen Ausblick veröffent-
licht. Das Ergebnis: 2023 und 2024 wird die Wirt-
schaftsleistung in Deutschland preisbereinigt um 

jeweils 0,3 Prozent zurückgehen. Vor sechs Mona-
ten war das IMK noch davon ausgegangen, dass 

die Wirtschaft 2024 um +1,2 Prozent wächst.  

Doch Deutschland kämpft weiter mit Problemen: 
Eine schwache Weltkonjunktur bremst die Ex-

porte. Investitionen in Ausrüstungen stagnieren, 
während die Bauinvestitionen stark zurückgehen. 

Und angesichts von Inflation und Unsicherheit 

trägt auch der Konsum nur wenig zur gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage und damit zum Wirt-
schaftswachstum bei (s. Grafik). Die Zahl der re-

gistrierten Arbeitslosen wird laut IMK-Prognose 

im Jahresdurchschnitt 2024 um knapp 240.000 

Personen auf rund 2,85 Millionen steigen. 

Tragisch ist, dass die Politik die Probleme vergrö-

ßert, anstatt gegenzusteuern. Das gilt zum einen 
für die Zinserhöhungen der Zentralbank, die ihre 
Wirkung erst 2024 voll entfalten werden. Sie 
bremsen die Investitionen damit in einer Zeit, in 

der die Konjunktur ohnehin stockt und die preis-

treibenden Faktoren sich von allein abschwächen 
(2024 liegt die Inflationsrate mit 2,5 Prozent vo-

raussichtlich wieder nahe der Zielinflation).  

Zum anderen bremst auch die Sparpolitik der 
Bundesregierung die wirtschaftliche Entwick-

lung. Schon vor dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Klima- und Transformations-

fonds (KTF) zeichnete sich für 2024 eine 

restriktive, also bremsende Wirkung der Fiskalpo-
litik ab. Nach dem Haushalts-Kompromiss von 

letzter Woche wird der Impuls wohl stark negativ 

ausfallen, weil wegfallende Ausgaben und Mehr-
belastungen für Bürger*innen auch weniger Auf-

träge für Unternehmen und damit weniger Wirt-

schaftswachstum bedeuten.  

Obwohl es 2024 bei der Einkommensteuer und 

anderswo auch nachfragestärkende Entlastun-

gen gibt, führen die Kürzungen bei KTF und Haus-
halt laut IMK zu einem Sinken der Wirtschafts- 
leistung um 0,8 Prozent. Im Vergleich zu einer Si-

tuation ohne Kürzungen werden Waren und 
Dienstleistungen im Wert von rund 30 Milliarden 

Euro weniger hergestellt. Das heißt auch: Ohne 
Kürzungen hätte Deutschland 2024 eine positive 

anstatt einer negativen Wachstumsrate. 

Dabei ist eine Kürzungspolitik nicht alternativlos. 
Das Bundesverfassungsgericht verpflichtet kei-

neswegs zu Einsparungen. Es gäbe weiterhin zahl-

reiche Möglichkeiten für den Staat, notwendige 
Kredite aufzunehmen: Wenn es nicht möglich ist, 
eine Zweidrittelmehrheit im Bundestag zur Re-

form der Schuldenbremse zu bewegen, dann ist 

eine solche Mehrheit im Bundestag vielleicht we-
nigstens vernünftig genug, ein Sondervermögen 

für Infrastruktur und Transformation ins Grund-
gesetz zu schreiben, wie schon zugunsten der 
Bundeswehr geschehen. Auch über öffentliche 

Unternehmen oder durch einfachgesetzliche Än-

derungen können neue Spielräume geschaffen 

werden. Kürzungen sind unnötig. 
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